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Wir sind noch immer beim Tagesordnungspunkt 8. 
Die Piratenfraktion hatte die namentliche Abstim-
mung beantragt, die wir jetzt durchführen. Die Schrift-
führerin Frau Regina Kopp-Herr wird nun mit dem 
Namensaufruf beginnen. 

Ich weise darauf hin, dass wir nun über den Antrag 
der Piratenfraktion abstimmen. Das war vorhin ja 
auch noch wichtig.  

(Der Namensaufruf erfolgt. [Abstimmungsliste 
siehe Anlage 2])  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Ich darf zur Si-
cherheit noch einmal fragen, ob alle Kollegen ihre 
Stimme haben abgeben können. – Ich sehe keinen 
Widerspruch. 

Dann schließe ich die Abstimmung und bitte die 
Schriftführer, die Auszählung vorzunehmen. 

(Die Auszählung erfolgt.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe Ihnen das 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung zu verkün-
den: Ihre Stimme abgegeben haben 203 Abgeordne-
tenkollegen. Mit Ja stimmten 13 Abgeordnete, mit 
Nein hingegen 188. Zwei Abgeordnete haben sich 
der Stimme enthalten. Damit stelle ich fest, dass der 
Antrag Drucksache 16/12842 mit großer Mehrheit 
abgelehnt ist. 

Ich schließe die Beratung zu Tagesordnungspunkt 8 
und rufe auf: 

9 Schlussbericht des Parlamentarischen Unter-
suchungsausschusses I (BLB) 

gemäß § 24 UAG 
zu dem Auftrag 
des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
vom 13. Dezember 2012 
Drucksache 16/1619 – 2. Neudruck 
und der Erweiterung des Auftrags 
vom 10. Juli 2013 
Drucksache 16/3432 

Drucksache 16/14150 

Ich erteile zuerst der Vorsitzenden des Parlamentari-
schen Untersuchungsausschusses Frau Kollegin Lü-
ders das Wort zu ihrer mündlichen Berichterstattung. 
Frau Kollegin, Sie haben das Wort. 

(Unruhe) 

– Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf Sie um die 
gebührende Aufmerksamkeit für den Bericht der Kol-
legin Lüders bitten. 

Nadja Lüders (SPD): Herzlichen Dank! – Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Zu Beginn der Ausführungen 
zum Schlussbericht möchte ich meinem Vorgänger 
im Amt des Vorsitzenden, Sven Wolf – derjenige, der 
heute in der Presse schon als „Mister PUA“ bezeich-
net wurde –, für die hervorragende Vorarbeit danken.  

Ich möchte allen Mitgliedern im Ausschuss, insbe-
sondere den Obleuten – das sind Herr Ganzke von 
der SPD, Herr Voussem von der CDU, Herr Engst-
feld von Bündnis 90/Die Grünen, Herr Wedel von der 
FDP und Herr Olejak von den Piraten, der später zu 
uns stoßen wird –, für die sehr gute kollegiale Zusam-
menarbeit danken. 

(Beifall von der SPD) 

Im Namen des gesamten Ausschusses bedanke ich 
mich insbesondere für die sehr fürsorgliche Rund-
umbetreuung durch die Landtagsverwaltung, deren 
oftmals nicht sichtbarer Arbeit im Hintergrund viel zu 
wenig Beachtung geschenkt wird. Namentlich sind 
hier insbesondere Frau Kowol als Ausschussassis-
tentin und Herr Haberland als Ausschussassistent zu 
nennen. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Aber auch die Leistungen des Sitzungsdokumentari-
schen Dienstes, namentlich von Frau Roeßgen, sind 
für die Arbeit eines Untersuchungsausschusses von 
unschätzbarem Wert; denn 132 – ich wiederhole: 
132 – wörtlich protokollierte Zeugenaussagen haben 
den nun dem Plenum vorgelegten Abschlussbericht 
erst ermöglicht. 

Nachdem im Jahr 2010 aufgrund der Neuwahl und 
mit der Regierungsübernahme durch die jetzige Lan-
desregierung der erste Parlamentarische Untersu-
chungsausschuss zum BLB der Diskontinuität zum 
Opfer fiel, wurde bereits im Dezember 2012 der jet-
zige Parlamentarische Untersuchungsausschuss 
BLB durch alle Fraktionen neu eingesetzt. 

Mit dem Antrag – der Herr Präsident hat es erwähnt – 
vom 13. Dezember 2012 übertrug das Parlament 
den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses ins-
gesamt die Aufgabe, sechs Bauvorhaben bzw. Kauf-
geschäfte des BLB, namentlich das Landesarchiv in 
Duisburg, das Polizeipräsidium in Köln-Kalk, die 
Fachhochschule in Köln, das Schloss Kellenberg, 
das Vodafone-Haus in Düsseldorf, das Landesbe-
hördenhaus in Bonn und die strukturelle Ausgestal-
tung des BLB zu untersuchen. Im Juni 2013 erwei-
terten alle Fraktionen hier im Landtag den Auftrag zu-
sätzlich um das Bauvorhaben Landeskriminalamt. 

An dieser Stelle sei mir die Anmerkung erlaubt, dass 
die detaillierten Einzeluntersuchungsaufträge zu den 
jeweiligen Bauvorhaben, die sich in bis zu 16 Unter-
aufträge gliederten, teilweise zu einer erheblichen 
Einengung der Untersuchungsmöglichkeiten des 
Ausschusses führten und teilweise eine Auslegung 
des Willens unseres Auftraggebers – also Sie, sehr 
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geehrte Kolleginnen und Kollegen –, nämlich des 
Parlaments, erforderten. Aber auch diese Kür haben 
wir zusammen gelöst. 

Nach Konstituierung des Ausschusses im März 2013 
wurden die umfangreichen Aktenbestände aus dem 
BLB, den Ministerien und der Staatsanwaltschaft an-
gefordert. Bereits über ein Jahr später, im Juni 2014, 
konnten alsdann zum Komplex Landesarchiv die ers-
ten Zeugen vernommen werden.  

Dass dies so schnell erfolgte, war dem Umstand ge-
schuldet, dass neben der zügigen Übermittlung der 
Akten durch die entsendenden Behörden die konti-
nuierliche Einarbeitung in die Akten durch die Aus-
schussmitglieder, aber auch durch die hervorra-
gende Unterstützung – drei sehe ich auf der linken 
Seite des Hauses, ich blicke einmal weiter im Saal – 
der jeweiligen Fraktionsreferenten erfolgte. Auch 
Ihnen gilt unser aller Dank. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Dennoch bleibt am Ende, nämlich heute, fast vier 
Jahre nach der Konstituierung des Ausschusses, 
trotz intensiver Arbeit und manchmal auch ambitio-
nierter Taktung der Sitzungstermine ein fader Beige-
schmack, den ich Ihnen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, nicht tatsächlich in den Mund legen, sondern 
an ein paar Beispielen beschreiben will. 

Zum einen berief sich unter anderem der am Montag 
für einige der Untersuchungskomplexe betreffenden 
Sachverhalte zu siebeneinhalb Jahren Haft verur-
teilte damalige Sprecher der Geschäftsführung Fer-
dinand Tiggemann auf sein Aussageverweigerungs-
recht. Dieses strafprozessuale Recht von Beschul-
digten bzw. Angeklagten hat der Ausschuss zu be-
achten, erschwert naturgemäß aber die Aufklärungs-
möglichkeiten des Ausschusses. 

Zum anderen konnte sich der Ausschuss des Ein-
drucks nicht erwehren, dass sich einige Zeugen im-
mer dann nicht mehr erinnern konnten, wenn im Kern 
ihre Verantwortlichkeit hätte berührt sein können. 
Umso erstaunlicher war für den Ausschuss ebenfalls, 
dass einige Zeugen innerhalb des BLB sehr klar 
Fehlentwicklungen erkannt haben, dies womöglich 
noch dokumentiert haben, aber dann ihre Zuständig-
keit zur Informationsweitergabe nicht sahen.  

Ich möchte Ihnen sicherlich nicht das Vergnügen vor-
wegnehmen, die vorliegenden 823 Seiten des Aus-
schussberichts zu lesen. Lassen Sie mich dennoch 
einzelne exemplarische Ergebnisse kurz vorstellen. 

Die Kostensteigerungen im Zusammenhang mit dem 
Landesarchiv Duisburg im Innenhafen waren Auslö-
ser nicht nur für die Einsetzung des Parlamentari-
schen Untersuchungsausschusses im Jahre 2010, 
sondern auch für die Suspendierung und dann fol-
gende Entlassung des damaligen Geschäftsführers 
Tiggemann durch die jetzige Landesregierung.  

Der Komplex Landesarchiv ist übrigens nicht Gegen-
stand des am Montag verkündeten Urteils gegen 
Herrn Tiggemann. Diesbezüglich ist noch ein Ermitt-
lungsverfahren anhängig. 

Mit Regierungsübernahme der CDU/FDP-
Vorgängerregierung unter Ministerpräsident 
Dr. Rüttgers entschied der damalige Kulturstaatssek-
retär Grosse-Brockhoff, eine Industriebrache mit 
Speichergebäude im Duisburger Innenhafen zu nut-
zen. Er rückte damit von der Überlegung der Vorgän-
gerregierung eines Neubaus auf der grünen Wiese 
ab. Für einen solchen Neubau auf der grünen Wiese 
waren reine Baukosten von ca. 30 Millionen € ange-
setzt.  

Herr Grosse-Brockhoff wollte ein herausragendes 
Gebäude mit architektonischer Zeichensetzung. Die 
Funktionalität spielte nur eine untergeordnete Rolle. 
Das wird bei der Verwirklichung außerordentlich 
sichtbar, wie der Ausschuss durch Inaugenschein-
nahme des Objektes feststellen konnte. So wurden – 
was in einem Innenhafen sicherlich naheliegt – soge-
nannte Bullaugenfenster eingebaut, die heute ver-
hängt sind, weil das Archiv ansonsten zerstört oder 
beschädigt werden könnte. 

Wirtschaftlichkeitsberechnungen wurden damals 
nicht vorgenommen. Es blieb bei dem bisherigen 
Kostenrahmen und den entsprechenden Mietan-
sätze.  

Das für die Errichtung benötigte Grundstück wurde 
dann vom Projektentwickler Kölbl Kruse – salopp ge-
sagt – vor der Nase weggekauft. Ob hier ein Tipp an 
den Projektentwickler erfolgte, konnte der Ausschuss 
nicht feststellen.  

2008 wurde HOCHTIEF mit der Planung betraut und 
schätzte die reinen Baukosten mittlerweile auf ca. 90 
Millionen €. Der BLB selbst ging von ca. 160 Millio-
nen € bis 170 Millionen € aus. Trotz deutlicher Be-
denken aus der Staatskanzlei wurde an diesem Neu-
bau von Herrn Grosse-Brockhoff festgehalten.  

Dass sich dann der Investor Kölbl Kruse nicht mehr 
imstande sah, das Projekt durchzuführen, führte 
dazu, dass Herr Tiggemann ohne erkennbaren 
Grund diesem anbot, das Grundstück als BLB zu er-
werben. Er sprach von einer Größenordnung von 20 
Millionen € bis 30 Millionen €. Der BLB selber ging 
aufgrund eines geschätzten Verkehrswertes von ei-
ner Summe von 6,4 Millionen € aus. Am Ende wur-
den 29,9 Millionen € bezahlt. 

Der Erweiterungsbau des Polizeipräsidiums in Köln 
war keine Erfindung der Vorgängerregierung von 
Schwarz-Gelb, sondern wurde bereits im Jahr 2004 
geplant. Schon bei der Errichtung des Neubaus 
stand fest, dass es einen Erweiterungsbau geben 
wird. 2004 wurde also von dem Investor GSE für 5,4 
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Millionen € ein Grundstück erworben. Wer jedoch da-
für zuständig war und diesen Kauf veranlasst hatte, 
ließ sich für den Ausschuss nicht erhellen. 

Dieses erworbene Grundstück lag jedoch auf einer 
gegenüberliegenden Straße vom Neubau, und so 
kam es, dass sich alle nicht so wirklich mit dieser 
Lage des Grundstücks zufriedengaben. Der Archi-
tekt Kottmair, der bereits den Neubau im Jahr 2001 
entworfen hatte, wandte sich somit Anfang 2006 an 
den damaligen Innenminister Dr. Wolf und forderte 
die Beteiligung Privater. Ob dieses Schreiben beant-
wortet wurde, auch das ließ sich durch den Aus-
schuss nicht feststellen. 

Im Dezember 2006 jedoch ordnete Innenminister 
Dr. Wolf statt einer sogenannten In-House-Vergabe 
an den landeseigenen BLB auf dem dafür erworbe-
nen Grundstück an, ein Interessenbekundungsver-
fahren durchzuführen. Dieses wurde durchgeführt. 
Zu den rechtlichen Ausführungen will ich nicht Stel-
lung nehmen, sondern dazu, dass nach Ablauf des 
Interessenbekundungsverfahrens der Investor GSE 
ein weiteres Angebot einreichte und er selber in dem 
Interessenbekundungsverfahren den Zuschlag nicht 
erhielt. 

Dieser erhielt somit außerhalb des Interessenbekun-
dungsverfahrens alsdann den Zuschlag. Auch das ist 
zwar rechtlich nicht zu beanstanden, erweckt aber 
nach Auffassung des Ausschusses zumindest den 
Anschein einer korruptions- und manipulationsanfäl-
ligen Entscheidungsfindung. Das Innenministerium 
ordnete die Beendigung des Interessenbekundungs-
verfahrens und die Aufnahme von Verhandlungen 
mit dem besagten Investor an. 

Auch bei diesem Bauvorhaben konnte der Aus-
schuss nicht nachweisen, ob die GSE einen entspre-
chenden Tipp erhalten hat. Die Staatsanwaltschaft 
Wuppertal hat das diesbezügliche Ermittlungsverfah-
ren mangels Tatnachweis eingestellt. 

Letztendlich kaufte wiederum der BLB der GSE das 
Grundstück für insgesamt 17,2 Millionen € ab. BLB-
intern wurde ein Kaufpreis von allenfalls 8,8 Millio-
nen € für angemessen erachtet. 

Die GSE wurde daraufhin im Nachgang Generalun-
ternehmer. Die Ausschreibung gewann eine Firma 
Ten Brinke, deren Mitgesellschafter wiederum die 
GSE war. Ten Brinke übernahm die Generalunter-
nehmerrolle und verlangte 15 Millionen vom BLB für 
Arbeiten, die diese für die GSE erbracht habe. Den 
Erweiterungsbau konzipierte der Herr Architekt Kott-
mair. 

Zum guten Schluss möchte ich Ihnen noch kurz das 
Schloss Kellenberg vorstellen. Ja, das Land ist Ei-
gentümer des Schlosses Kellenberg, was allerdings 
wenig Schloss, dafür viel Ruine ist. Denn 1992 wurde 
das Schloss mit Ausnahme der Vorburg vollständig 
durch einen Brand zerstört. 

Ohne Nutzungskonzept, ohne Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung oder gar auch nur ansatzweise Planungs-
recht erwarb der BLB durch ausdrückliche Erlaubnis 
des Geschäftsführers Tiggemann das Areal für ins-
gesamt 3,1 Millionen €. Zusätzlich – das meine ich 
überhaupt nicht despektierlich – hat das Land eine 
Gräfin als Bewohnerin erhalten. Denn die Mutter des 
ehemaligen Eigentümers hat ein lebenslanges 
Wohnrecht in der Vorburg.  

Ich will nicht beurteilen, ob sich die dargestellten 
Sachverhalte für ein Drehbuch eignen und womög-
lich eine neue Krimiserie auf Netflix gegen Bezah-
lung zu sehen sein wird. Die bittere Wahrheit ist: Be-
zahlt haben bereits andere: die Steuerzahler. 

Trotz dieser bitteren Erkenntnis kann sich der Aus-
schuss zum guten Schluss nur den Worten des Vor-
sitzenden Richters am Landgericht Düsseldorf an-
schließen, der in seiner mündlichen Begründung 
zum Urteil zu Herrn Tiggemann gesagt hat: Auch wir 
haben nur die Spitze des Eisbergs gesehen. 

Um diese Spitze erblicken zu können, haben wir alle 
im Ausschuss hart gearbeitet, wobei der Umgang 
miteinander immer fair war, was sich auch in einem 
gemeinsamen Abschlussbericht zeigt, ohne dass 
Sondervoten erforderlich waren. Dafür möchte ich 
mich bei Ihnen, liebe Ausschussmitglieder, liebe Re-
ferenten, und insbesondere bei dem Ausschusssek-
retariat noch einmal ganz herzlich bedanken. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank 
Ihnen, Frau Kollegin Lüders, für Ihren Bericht. Ich 
danke im Namen des Parlaments noch einmal aus-
drücklich allen Kolleginnen und Kollegen, die in die-
sem wichtigen Parlamentarischen Untersuchungs-
ausschuss eine solch intensive, wichtige Arbeit ge-
leistet haben. 

Wir treten in die Aussprache ein, und ich erteile als 
erstem Redner für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen 
Ganzke das Wort. 

Hartmut Ganzke (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte 
Damen und Herren! 823 Seiten Bericht, 65 Sitzungen 
des Untersuchungsausschusses – davon vier Orts-
termine –, 132 Zeugenvernehmungen, zwei Sach-
verständigenbefragungen, Sichtung von 2.300 Akten 
und ca. 62.500 Seiten Akten und Beiakten der 
Staatsanwaltschaft Wuppertal – das sind Zahlen und 
Daten zum BLB-Untersuchungsausschuss.  

Einvernehmen ist zwischen allen Fraktionen über 
den jetzt vorliegenden Abschlussbericht erzielt wor-
den. Alle Fraktionen im Untersuchungsausschusses 
stimmen dem Bericht im Ganzen zu – bestimmt auch 
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ein Zeichen für die fraktionsübergreifend gute Zu-
sammenarbeit im Ausschuss, die auch die Frau Vor-
sitzende gerade schon thematisiert hat.  

Das war, liebe Kolleginnen und Kollegen, beim Start 
in den ersten Untersuchungsausschuss in dieser 16. 
Legislaturperiode – heute wurde der fünfte einge-
setzt – nicht unbedingt absehbar. Jedoch: Als ich 
mich zur Vorbereitung dieser Rede noch einmal mit 
unseren Reden zur Einsetzung im Dezember 2012 
beschäftigt habe, stellte ich fest, dass alle Redner 
ausnahmslos eine – Zitat – „sachliche Zusammenar-
beit“, eine – Zitat – „lückenlose Aufklärung“ und ein – 
Zitat – „konstruktives Miteinander“ versprachen. Ver-
sprechen und ankündigen ist das eine, sich daran zu 
halten und zu handeln, das andere. Ich glaube aber, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, dass ich nach über 
vierjähriger Arbeit in diesem Gremium ohne zu zö-
gern sagen kann, dass wir uns daran gehalten ha-
ben. Wir haben nämlich unseren Ankündigungen Ta-
ten folgen lassen.  

Die Vorsitzende des PUA, Frau Kollegin Lüders, hat 
schon zu einigen Ergebnissen Ausführungen ge-
macht. Ich glaube auch nicht, dass wir alle in unseren 
Redezeiten alle Facetten des Berichts beleuchten 
können; aber einige besondere Momente der zurück-
liegenden Zeit werde auch ich so schnell nicht ver-
gessen. Da wäre einmal der Ortstermin im Schloss 
Kellenberg zu erwähnen, bei dem wahrscheinlich 
nicht nur ich mich fragte, was Menschen dazu brin-
gen konnte, dieses Objekt zu erwerben und – was 
noch weitaus unverständlicher war – daran zu glau-
ben, aus eben diesem Objekt die geäußerten 
Wunschvorstellungen wahr werden zu lassen. 

Besonders aber werde ich die Vernehmung eines 
Zeugen nicht vergessen, der bei der Befragung mit 
seinen weitreichenden Kontakten in ganz Europa ko-
kettierte, jedoch auf die Frage, was er denn konkret 
für das Projekt getan habe, dem damaligen Aus-
schussvorsitzenden – und ich zitiere mit Erlaubnis 
des Präsidenten aus dem Abschlussbericht – ant-
wortete:  

„Die Stärke, die ich habe oder hatte, die vielleicht 
andere nicht haben, im In- und Ausland ist, dass 
ich mit Partnern Termine und Gespräche koordi-
nieren konnte, die mit anderen Verbindungen 
sehr lange gedauert oder vielleicht überhaupt 
nicht funktioniert hätten.“ 

Dann schränkte jedoch der Zeuge im nächsten 
Satz – ich zitiere weiter – ein:  

„In diesem Fall war das natürlich ein bisschen an-
ders. Meine Kontakte in NRW sind zu diesem 
Zeitpunkt auch nicht so berauschend gewesen.“ 

Weiterhin, liebe Kolleginnen und Kollegen, erinnere 
ich mich aber an viele Befragungen mit noch aktiven, 
aber auch ehemaligen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des BLB, die darauf hinwiesen, dass jetzt – und 

damit zum Zeitpunkt ihrer jeweiligen Befragung – 
beim BLB anders gearbeitet werde als zu den Zeiten, 
die der Ausschuss untersuchte.  

Dazu, dass beim BLB anders und damit nachvoll-
ziehbar gearbeitet wurde und wird, führte insbeson-
dere die Entlassung des Geschäftsführers Tigge-
mann im Jahr 2010 und der Runderlass des Finanz-
ministers Walter-Borjans aus dem Jahre 2012, in 
dem grundlegende Arbeitsanweisungen für die Ge-
schäftsführung geregelt wurden. Jeder Investitions-
entscheidung ist seitdem eine Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung und eine Risikoanalyse zugrunde zu le-
gen. Weiterhin sind Handlungs- und Verfahrensalter-
nativen aufzuzeigen.  

Darüber hinaus werden jetzt weitreichende Vorga-
ben zu den inhaltlichen Anforderungen an Verwal-
tungsratsvorlagen gemacht. Ausdrücklich sind nun-
mehr alle Entscheidungen und Prozesse nachvoll-
ziehbar zu dokumentieren. Der Erwerb von soge-
nannten Vorratsgrundstücken ist besonders zu be-
gründen, und die Einbindung des Beauftragten für 
den Haushalt und des Justiziariats ist sicherzustel-
len. Hier zeigte und zeigt sich für uns Ausschussmit-
glieder, dass Anstrengungen unternommen wurden, 
um eine saubere und transparente Beteiligung aller 
an Entscheidungen sicherzustellen.  

Lassen Sie mich aber auch, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, zum Ende meiner Ausführungen noch auf 
das Urteil des Landgerichts Düsseldorf vom Montag 
dieser Woche gegen den ehemaligen Geschäftsfüh-
rer des BLB Bezug nehmen. Nach Vorlage unserer 
Untersuchungsergebnisse, nach welchen wir wie 
folgt resümierten – und ich zitiere auch hier aus den 
Feststellungen –: „Die festgestellten Missstände las-
sen sich vornehmlich auf die Person des auch allein 
handlungsbevollmächtigten Sprechers der Ge-
schäftsführung zurückführen“, fragte sich bestimmt 
der eine oder andere auch im öffentlichen Bereich, 
ob dies denn wirklich als Hauptantwort des Aus-
schusses gewertet werden könne.  

Ich bin der Ansicht, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
dass unsere Annahme durch das Urteil des Landge-
richts Düsseldorf klar bestätigt worden ist. Es war 
eben so, dass Kontrollmechanismen zu dem damali-
gen Zeitpunkt nicht gegriffen haben. Umso wichtiger 
ist jedoch, dass diese von mir genannten positiven 
Eingriffe in den Geschäftsbetrieb durch konkretes 
Handeln und Erlasslagen schon längere Zeit Wir-
kung im BLB zeigen.  

Auch ich möchte, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
meine Rede beenden mit Dankensworten an die Kol-
leginnen und Kollegen im Untersuchungsausschuss 
selbst, an die Referentinnen und Referenten der 
Fraktionen, an die Vorsitzenden und deren Mitarbei-
ter sowie an die Mitarbeiter der Verwaltung und des 
Stenografischen Dienstes, die bei der Begleitung ei-
nes Parlamentarischen Untersuchungsausschusses 
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hinsichtlich der Erstellung der Protokolle arbeitsmä-
ßig besonders belastet sind.  

Meiner Ansicht nach hat der Landtag mit der Vorlage 
dieses Abschlussberichtes die Aufgabe wahrgenom-
men, unabhängig und selbstständig die Sachver-
halte zu prüfen, die er – so die juristische Definition 
des Begriffes „Parlamentarischer Untersuchungs-
ausschuss“ – in Erfüllung des Verfassungsranges als 
Vertretung des Volkes für aufklärungsbedürftig hält. 
Insofern können wir, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
in Bezug auf das, was wir zusammen erarbeitet ha-
ben, stolz sein. Ich bedanke mich bei Ihnen für die 
Aufmerksamkeit. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Ganzke. – Und für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Kollege Voussem.  

Klaus Voussem (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor fast 
1.000 Jahren hat der französische Philosoph Abae-
lardus gesagt:  

„Durch Zweifeln kommen wir nämlich zur Unter-
suchung; in der Untersuchung erfassen wir die 
Wahrheit.“ 

Die Zweifel an irgendetwas sind immer der Grund für 
einen Untersuchungsausschuss. Die Arbeit eines 
Untersuchungsausschusses soll die Wahrheit erfas-
sen. Der sogenannte PUA I BLB hatte es sich zur 
Aufgabe gemacht, sieben Immobilienprojekte zu 
durchleuchten. Bei diesen hatte es erhebliche Kos-
tensteigerungen gegeben. Im Zentrum stand dabei 
der landeseigene Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
BLB.  

Der Beginn der Arbeit des Untersuchungsausschus-
ses war von großen, politisch motivierten gegensätz-
lichen Auffassungen geprägt. Es herrschte Uneinig-
keit über Verfahrensfragen, Fragen der Vertraulich-
keitseinstufung von Akten sowie der Reihenfolge der 
Themenbehandlung und Reihenfolge der Zeugen-
vernehmung. Die Bundestagswahl im September 
2013 warf wohl ihre Schatten voraus. 

Erfreulicherweise änderte sich dies aber im Laufe der 
Arbeit des PUA, und man kehrte zu einer sachlichen 
Arbeit zurück. Ich möchte mich an dieser Stelle bei 
den Mitgliedern des Ausschusses für die sehr kon-
struktive und harmonische Zusammenarbeit bedan-
ken. Mein Dank gilt dem Vorsitzenden im ersten 
Jahr, dem Kollegen Sven Wolf, und in besonderem 
Maße auch seiner Nachfolgerin, der Kollegin Nadja 
Lüders. Die ausgleichende und vermittelnde Art der 
Vorsitzenden hat sehr zum Erfolg des Ausschusses 
beigetragen.  

(Allgemeiner Beifall) 

Mein Dank gilt auch den Kolleginnen und Kollegen 
der anderen Fraktionen sowie meiner eigenen Frak-
tion. Sie alle haben entscheidend zum guten Klima 
und zur Sachlichkeit im Ausschuss beigetragen. 

Einbeziehen in meinen Dank möchte auch ich natür-
lich in besonderem Maße die Ausschusssekretärin-
nen und Ausschusssekretäre für ihre zuverlässige 
Koordinierungsarbeit. Auch den Mitarbeitern der 
Fraktionen danke ich sehr herzlich. Durch ihre Vorar-
beit wurde die konstruktive Arbeit im Ausschuss erst 
möglich. Nicht vergessen möchte ich bei meinem 
Dank auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Protokollarischen Dienstes des Landtags. Sie haben 
stets dafür gesorgt, dass alle Ausschussprotokolle 
möglichst zeitnah zur Verfügung standen.  

Meine Damen und Herren, unsere Arbeit im Untersu-
chungsausschuss war nicht immer leicht. Erschwert 
wurde diese Arbeit zunächst, weil bei der Staatsan-
waltschaft Wuppertal und später auch beim Landge-
richt Düsseldorf ein Verfahren gegen den von einer 
SPD-geführten Landesregierung eingesetzten ehe-
maligen Geschäftsführer des BLB und SPD-Mitglied, 
Herrn Ferdinand Tiggemann, anhängig war.  

Herr Tiggemann wurde vorgestern wegen Bestech-
lichkeit und Untreue zu siebeneinhalb Jahren Ge-
fängnis verurteilt, unter anderem weil dem Steuer-
zahler Schäden in Millionenhöhe entstanden sind. 
Der Vorsitzende Richter begründete das Urteil so – 
ich zitiere –: 

„Einer der bestbezahlten Funktionsträgers des 
Landes Nordrhein-Westfalen hat sich federfüh-
rend an einem kriminellen Komplott zulasten der 
Steuerzahler beteiligt.“ 

Noch im Gerichtsaal wurde Tiggemann verhaftet. 

Verfahren waren ferner gegen einen Leiter der BLB-
Niederlassung Aachen und eine andere Person an-
hängig. Daneben richteten sich noch weitere Ermitt-
lungsverfahren der Staatsanwaltschaft Wuppertal 
gegen Personen, die vom Untersuchungsausschuss 
als Zeugen vernommen werden sollten. Diese Zeu-
gen haben sich auf ihr Aussageverweigerungsrecht 
berufen. Das war ihr gutes Recht und daher nicht zu 
beanstanden.  

Aber, meine Damen und Herren, das erleichterte die 
Ausschussarbeit eben nicht. Aus diesem Grunde 
konnten einige Punkte keiner Klärung zugeführt wer-
den.  

Allgemein lässt sich aber sagen, dass zuvor erho-
bene spekulative Vorwürfe sich nicht bewahrheitet 
haben. Zu diesen Vorwürfen gehörten unter anderen 
Korruption, schwarze Kassen, Verrat von Dienstge-
heimnissen durch politische Verantwortliche und 
Verschwendungssucht. Diese haben sich in keiner 
Weise bestätigt.  
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Als ursächlich für die teilweise erheblichen Kosten-
steigerungen hat der Ausschuss folgende Faktoren 
ausfindig gemacht: Die festgestellten Missstände 
lassen sich vornehmlich auf den alleinhandlungsbe-
vollmächtigten Sprecher der Geschäftsführung, Fer-
dinand Tiggemann, zurückführen. Im Rahmen des 
sogenannten Vermieter/Mieter-Modells zeigte er sich 
als Vertreter der Vermieter gegenüber den Wün-
schen der Mieter übertrieben entgegenkommend. 
Ferner ging der Geschäftsführer Tiggemann erhebli-
che Risiken ein, die sich teilweise verwirklichten.  

Die Organisationsstruktur des BLB hat ihm dieses 
Verhalten möglich gemacht. Eine wirksame Kontrolle 
seiner Entscheidungen durch den Verwaltungsrat 
fand ebenso wenig statt wie eine effektive Aufsicht 
durch das Finanzministerium. Hierbei ist allerdings 
zu berücksichtigen, dass eine Kontrolle des Tages-
geschäftes durch das Finanzministerium nicht vorge-
sehen und auch aufgrund der personellen Ausstat-
tung nicht möglich war. Der Geschäftsführer konnte 
daher für den BLB risiko- und folgenreiche Entschei-
dungen treffen, ohne diese vorab begründen zu müs-
sen.  

Der Verwaltungsrat war mit 18 Mitgliedern sehr groß 
angelegt, wobei externe Sachverständige bewusst 
nicht eingegliedert waren. Konkrete Vorgaben zum 
Inhalt einer Verwaltungsvorlage gab es nicht. So war 
es dem Geschäftsführer möglich, in den Vorlagen an 
den Verwaltungsrat regelmäßig Probleme und Risi-
ken auszusparen und zu beschönigen. Änderungen 
wurden sowohl von dem damaligen Finanzminister 
Dr. Helmut Linssen und nach 2010 von dem amtie-
renden Finanzminister Dr. Norbert Walter-Borjans in 
Angriff genommen. Diese haben allerdings das Kern-
problem, nämlich die alleinige Entscheidungsbefug-
nis des Sprechers der Geschäftsführung nicht besei-
tigt. – So weit die einhelligen Feststellungen des Aus-
schusses in seinem Schlussbericht zu den Struktu-
ren.  

Nun möchte ich noch einige Ausführungen zu den 
einzelnen untersuchten Projekten machen.  

Erstens: LAV Duisburg. Es ist festzustellen, dass die 
Auswahl für das Landesarchiv an dieser Stelle von 
dem damaligen Kulturstaatssekretär Grosse-Brock-
hoff favorisiert wurde. Mit der Unterbringung des LAV 
an diesem Standort verfolgte der Staatssekretär zum 
einen strukturpolitische Ziele der strukturschwachen 
Region Duisburg. Zum anderen wollte er hiermit die 
Bewerbung der Kulturhauptstadt 2010 des Ruhrge-
biets unterstützen.  

Er nahm hierbei durchaus in Kauf, dass bei der Funk-
tionalität des Gebäudes zugunsten einer herausra-
genden architektonischen Gestaltung Abstriche ge-
macht wurden. Aufgrund einer fehlerhaften Beratung 
durch den BLB ging er allerdings von einem Kosten-
faktor des 0,8 bzw. 0,9-fachen gegenüber der Erstel-
lung eines Neubaus auf der grünen Wiese aus. Dass 

sich dies als Milchmädchenrechnung erwies, ist un-
strittig.  

Ein rechtzeitiger Ausstieg aus dem Projekt wurde 
versäumt. Aufgrund der Vertragsgestaltung wäre die-
ser aber auch nur zu einem sehr frühen Zeitpunkt 
möglich gewesen. So kam es, dass es ab einem be-
stimmten Zeitpunkt keinen Weg zurück mehr gab. 
Dies musste auch später die neue rot-grüne Landes-
regierung so feststellen.  

Geblieben ist ein architektonisch herausragendes 
Landesarchiv, das für den Zweck sicherlich als er-
heblich zu teuer einzustufen ist. 

Zweitens: Erweiterungsbau des Polizeipräsidiums 
Köln-Kalk. Bei der Erstellung des Erweiterungsbaus 
war nach Ansicht des Ausschusses insbesondere 
die Durchführung des Vergabeverfahrens zu bean-
standen. Auf die juristischen Einzelheiten möchte ich 
an dieser Stelle nicht eingehen. Diese Problematik ist 
ausführlich im Schlussbericht dargestellt worden.  

Allerdings möchte ich darauf hinweisen, dass zum 
damaligen Zeitpunkt die hier anstehende rechtliche 
Problematik obergerichtlich noch nicht geklärt war. 
Die gewählte Möglichkeit wurde als rechtlich vertret-
bar angesehen, wenn auch nur von einer Mindermei-
nung. Unstreitig ist aber auch, dass beim Polizeiprä-
sidium Köln-Kalk eine Lösung gefunden wurde, die 
von allen Beteiligten als die beste Lösung angesehen 
wurde. Die Alternative wäre gewesen, die Gebäude 
des Polizeipräsidiums Köln-Kalk durch eine vierspu-
rige Straße zu trennen. Das wollte niemand.  

Drittens: Bauvorhaben Fachhochschule Köln. Bei 
diesem Bauvorhaben handelt es sich um eine eigen-
mächtige Kaufentscheidung des Geschäftsführers 
des BLB. Eine politische Entscheidung zur Erstellung 
des Erweiterungsbaus Fachhochschule Köln hat an 
diesem Standort nicht vorgelegen. Die immensen 
Kostensteigerungen sind auf eine nicht nachvollzieh-
bare Einschaltung von Zwischenerwerben durch den 
BLB-Geschäftsführer zurückzuführen.  

Die Begründung, warum der BLB diese Grundstücke 
nicht unmittelbar erworben hatte, lautete: Kostenstei-
gerungen, sobald der BLB als Käufer am Markt auf-
tritt. Angesichts der Preise, für die der BLB die 
Grundstücke von dem Zwischenerwerber gekauft 
hat, sind diese als abwegig zu bezeichnen.  

Viertens. Schloss Kellenberg: Das lässt sich kurz 
machen. Es handelte sich hierbei um eine eigen-
mächtige Entscheidung zum Ankauf der Schlossru-
ine durch den Leiter der BLB-Niederlassung in 
Aachen. Dies geschah mit Billigung des Geschäfts-
führers Ferdinand Tiggemann zu einem völlig absur-
den Preis.  

Fünftens. Vodafone-Hochhaus Düsseldorf: Als Er-
gebnis hat der Ausschuss Folgendes festgestellt: Es 
handelte sich um einen vernünftigen Kauf zu guten 
Konditionen durch den damaligen Finanzminister 
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Dr. Helmut Linssen unter Einbindung der damaligen 
Opposition. Zugegebenermaßen lagen zum Zeit-
punkt des Ankaufs konkrete Planungen für die Nut-
zung noch nicht vor. Im Hinblick auf die heutige Nut-
zung erscheint aber die Diskussion, ob es sich da-
mals um einen unzulässigen Vorratskauf gehandelt 
haben könnte, marginal.  

Sechstens. Landesbehördenhaus Bonn: Der Aus-
schuss hat festgestellt, dass sich diese Immobilie be-
reits seit Langem im Eigentum des BLB befand. We-
gen der Gesamtgröße und der Raumaufteilung han-
delte es sich um eine zumindest zu dem ermittelten 
Schätzpreis nicht zu veräußernde Immobilie. Die jet-
zige teilweise Nutzung durch die Universität Bonn ist 
zu begrüßen. Schuldzuweisungen an irgendeine 
konkrete Person sind in diesem Zusammenhang 
nicht zu machen.  

Siebtens. Landeskriminalamt Düsseldorf: Die politi-
sche Entscheidung zur Erstellung des Landeskrimi-
nalamtes an diesem Ort kann als völlig unproblema-
tisch bezeichnet werden. Die festgestellten Kosten-
steigerungen waren im Wesentlichen auf eine sehr 
aufwendige, später erst geplante Unterbringung von 
kriminaltechnischen Einrichtungen zurückzuführen. 
Darüber hinaus waren die hohen Sicherheitsstan-
dards kostensteigernd.  

Ein Teil der Kostensteigerungen entstand durch Ver-
zögerungen, weil der Planung 2007 falsche Raumty-
penblätter zugrunde gelegt wurden. Der vom BLB-
Geschäftsführer selbst erzeugte Zeitdruck zur Fertig-
stellung der Gebäude hat sich hier ebenfalls negativ 
ausgewirkt. Zusammenfassend kann man allerdings 
sagen: Hier ist ein beispielhaftes Landeskriminalamt 
mit einem Gebäude von erster Qualität zu einem 
durchaus angemessenen Quadratmeterpreis erstellt 
worden.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als Fazit des Unter-
suchungsausschusses kann man sagen: Es ist ge-
lungen, einen einvernehmlichen Schlussbericht zu 
diesem komplexen und anfangs politisch kontrovers 
bewerteten Sachverhalt zu erstellen. Das freut mich. 
Damit hat sich unsere Arbeit gelohnt.  

Wenn der Ausschuss gravierendes Fehlverhalten 
der politisch Verantwortlichen festgestellt hätte, wäre 
es niemals zu diesem einvernehmlichen Bericht ge-
kommen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Allgemeiner Beifall) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Voussem. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Herr Kollege Engstfeld.  

Stefan Engstfeld (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Über vier Jahre Ar-

beit, 2.300 Akten gesichtet, 62.000 Seiten staatsan-
waltschaftlicher Ermittlungsakten durchgesehen – 
wir haben es gehört –, über 130 Zeugenvernehmun-
gen, ein über 800 Seiten starker Abschlussbericht als 
Ergebnis – wenn man die Druckversion in der Hand 
hält, wird klar, wie umfangreich unsere Ermittlungs-
arbeit in den letzten Jahren war.  

Umso zufriedener können wir sein, dass wir den äu-
ßerst komplexen Untersuchungsgegenstand und 
Untersuchungsauftrag vollständig abgearbeitet ha-
ben. Das ist sehr gut und ein Erfolg. Denn dieses ge-
meinsame Ergebnis ist nur durch eine gute und seri-
öse Zusammenarbeit über die Fraktionsgrenzen hin-
weg gelungen.  

Daher gilt an dieser Stelle natürlich von mir persön-
lich wie auch von der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen in diesem Hohen Haus der Dank der Vorsitzen-
den, Nadja Lüders, und ihrem Stellvertreter, Chris-
tian Haardt. Auch dem Vorgänger, Sven Wolf, danke 
ich herzlich. Er hatte bis April 2015 den Ausschuss-
vorsitz inne.  

(Allgemeiner Beifall) 

Ich danke auch den Kolleginnen und Kollegen aus 
den anderen Fraktionen für die bei aller politischen 
Härte faire und professionelle Zusammenarbeit. Da-
mit fühlen sich bitte nur die Abgeordnetenkollegen, 
sondern auch die Referentinnen und Referenten an-
gesprochen. – Herzlichen Dank für die gute Zusam-
menarbeit.  

(Beifall von den GRÜNEN, der SPD, der CDU 
und der FDP) 

Natürlich spreche ich auch dem Ausschussreferen-
ten, Herrn Haberland, und der Ausschussassistenz, 
Frau Kowol, die beide sehr gute Arbeit geleistet ha-
ben, von unserer Fraktion und mir persönlich ganz 
herzlichen Dank aus. Das sage ich auch in Richtung 
des Sitzungsdokumentarischen Dienstes und allen, 
die an diesem Parlamentarischen Untersuchungs-
ausschuss mitgewirkt haben.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nach der 
Auflösung des Landtags im Jahr 2012 war zunächst 
unklar, ob es eine Fortsetzung dieses Untersu-
chungsausschusses zu den Bauvorhaben unter der 
Leitung des Bau- und Liegenschaftsbetriebes des 
Landes Nordrhein-Westfalen geben würde. Es gab 
Stimmen, die dies forderten, und solche, die keine 
Fortsetzung der Untersuchungsarbeit wollten.  

Nicht zuletzt durch die Initiative der Piraten – das 
muss man der Fairness halber eindeutig sehen und 
erwähnen – wurde erneut ein Untersuchungsaus-
schuss im September 2012 zu demselben Thema 
eingesetzt. Wir haben dies sehr begrüßt, weil meine 
Fraktion es immer für absolut notwendig gehalten 
hat, die Skandale rund um den BLB lückenlos aufzu-
klären. Umso zufriedener sind wir jetzt, da wir die Un-
tersuchungen erfolgreich abgeschlossen haben.  
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Der Bericht, der nun vorliegt, dokumentiert in aller 
Ausführlichkeit, was genau beim BLB und in der Po-
litik – vor allen Dingen unter der Regierung Rüttgers 
von 2005 bis 2010, die ebenfalls eine große Verant-
wortung hatte – schiefgelaufen ist. Denn alle Bauvor-
haben, die wir untersucht haben, weil sie aus dem 
Ruder gelaufen sind, fanden unter schwarz-gelber 
Regierungsverantwortung statt. Teilweise waren sie 
vorher beschlossen, aber aus dem Ruder gelaufen 
sind alle in den Jahren 2005 bis 2010. Diese 
schwarz-gelbe Landesregierung war oftmals sogar 
Auftraggeber für einige der Bauprojekte, die aus dem 
Ruder gelaufen sind und zu exorbitanten Kosten ge-
führt haben.  

Man wollte beispielsweise – das ist erwähnt wor-
den – vonseiten der Rüttgers-Regierung beim Lan-
desarchiv Duisburg ein – so steht es im Bericht, Zi-
tat – „herausragendes Gebäude mit architektoni-
scher Zeichensetzung“ anstelle eines kostengünsti-
geren Zweckbaus. Und man bekam ein herausra-
gendes Gebäude mit architektonischer Zeichenset-
zung. Auch die Baukosten waren dann natürlich her-
ausragend. Zwischenzeitlich war sogar eine Party-
etage in der Dachspitze im Gespräch, wo die Lan-
desregierung im Rahmen der Kulturmetropole 2010 
Empfänge geben wollte.  

So hat uns das ein Zeuge geschildert. Die Funktio-
nalität spielte dabei nur eine untergeordnete Rolle. 
Auch das steht in unserem Bericht – ein gemeinsa-
mer Bericht, um es an dieser Stelle noch einmal zu 
betonen. Bezahlen mussten dies alles der Steuer-
zahler und die Steuerzahlerin, nicht der Auftragge-
ber. 

Auch die Ausübung der Fachaufsicht durch das von 
Dr. Helmut Linssen geführte Finanzministerium 
spielte in unseren Untersuchungen eine Rolle. Mal 
war, wenn etwas schief ging, ganz allein der BLB ver-
antwortlich und das Finanzministerium hatte nichts 
damit zu tun. An anderer Stelle wiederum, zum Bei-
spiel beim Vodafone-Hochhaus, griff Finanzminister 
Linssen persönlich in Kaufverhandlungen ein und 
rühmte sich mit dem aus seiner Sicht guten Ergebnis. 
Verantwortung im Sinne einer effektiven Fachauf-
sicht sieht anders aus. 

CDU und FDP vertraten im Ausschuss zunächst die 
Linie, dass einzig und allein die Strukturen des BLB 
daran schuld seien, dass unter ihrer Regierungsver-
antwortung so einiges beim Bau- und Liegenschafts-
betrieb des Landes schief ging. So kann man natür-
lich auch versuchen, sich der eigenen Verantwortung 
zu entledigen. Das ist in etwa so, als wenn sich der 
Bankräuber darauf berufen würde, er sei unschuldig, 
weil es doch eine Lücke im Sicherheitssystem der 
Bank gegeben habe. 

Andererseits kann man nicht alles durch strukturelle 
Gestaltung verhindern, vor allem nicht, wenn jemand 

wie der ehemalige Geschäftsführer Ferdinand Tigge-
mann, der ja – wie erwähnt wurde – am Montag zu 
einer Freiheitsstrafe von siebeneinhalb Jahren Haft 
verurteilt wurde, mit solch hoher krimineller Energie 
agiert. Das Urteil – siebeneinhalb Jahre, direkt im 
Gerichtssaal verhaftet – ist hart, aber, wie ich finde, 
angemessen und gerecht. 

Ich möchte zum Schluss meiner Rede noch einen 
generellen Punkt ansprechen. Unser Untersu-
chungsausschuss – das hat unsere Vorsitzende er-
wähnt – lief parallel zu den staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungen. Unsere Herangehensweise war je-
doch, die politischen Verantwortlichkeiten festzustel-
len. Diese politischen Verantwortlichkeiten festzu-
stellen, ist letztendlich eine wichtige Funktion von 
Parlamentarischen Untersuchungsausschüssen in 
einer parlamentarischen Demokratie. Das unter-
scheidet Demokratien von nichtdemokratischen 
Staaten. 

In einer Demokratie werden Dinge wie Korruption, 
aber auch politische Fehlentscheidungen möglichst 
lückenlos – wie in diesem Fall – aufgearbeitet, auch 
wenn dies manchen natürlich so nicht passt. Nur so 
kann man Licht ins Dunkel bringen, und nur so kön-
nen Verantwortungsträger, die versuchen, sich ihrer 
Verantwortung zu entziehen, gezwungen werden, 
ihre Verantwortung zu übernehmen. 

Untersuchungsausschüsse sind, wie auch unser 
Rechtsstaat im Ganzen, nicht zuletzt auch eine Droh-
kulisse für all diejenigen, die meinen, sich über Re-
geln hinwegsetzen zu können. In einem Rechtsstaat, 
in einer Demokratie kommt man damit nicht durch. 
Das hat Konsequenzen – strafrechtliche und in der 
Regel auch politische. Manches ist vielleicht nicht 
einmal strafbar, aber dennoch moralisch falsch. Auch 
das spielt ja in der Politik eine Rolle. 

Die Menschen, die uns wählen, müssen uns ver-
trauen können und wissen, dass, wenn dieses Ver-
trauen missbraucht wird, dem nachgegangen wird, 
bis die Verantwortlichkeiten geklärt sind. Das parla-
mentarische Instrument dafür ist der Untersuchungs-
ausschuss. Zu der Frage, ob sich der Aufwand ge-
lohnt hat, ob der Untersuchungsausschuss etwas ge-
bracht hat, kann ich nur sagen: Ja, der Aufwand hat 
sich gelohnt. Ich glaube, dass dieser Parlamentari-
sche Untersuchungsausschuss unserer politischen 
Hygiene, unserer Demokratie gut getan hat. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN, der SPD und Oliver 
Bayer [PIRATEN]) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Engstfeld. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Kollege Wedel. 
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Dirk Wedel (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Nach über vier Jahren intensiver Arbeit 
ist der Untersuchungsausschuss I heute in der Lage, 
dem Plenum einen von allen Fraktionen gemeinsam 
getragenen Beschlussbericht vorzulegen. Dies zeigt, 
dass im Untersuchungsausschuss die Aufklärung 
der oftmals hohen Kostensteigerungen der einzelnen 
Bauprojekte sowie deren Begünstigung durch die 
Strukturen des BLB im Mittelpunkt der Arbeit stan-
den, und nicht etwa politische Ränkespiele oder Par-
teienzwist. 

Natürlich gab es auf dem Weg dahin sowohl in Ver-
fahrensfragen als auch in der Sache unterschiedliche 
Auffassungen der Fraktionen, um die hart gerungen 
worden ist. In diesem Zusammenhang nehmen wir 
für uns in Anspruch, dass unser Drängen auf die 
strikte Einhaltung der für Parlamentarische Untersu-
chungsausschüsse geltenden Rechtsvorschriften zu 
einer ausgeprägten Versachlichung beigetragen hat. 

Ich möchte mich bei allen Kolleginnen und Kollegen 
für die konstruktive Zusammenarbeit im Ausschuss 
bedanken. In den Dank möchte ich die Ausschussas-
sistenten, die Referenten der Fraktionen, den Sit-
zungsdokumentarischen Dienst und last, but not 
least beide Vorsitzende des Untersuchungsaus-
schusses ausdrücklich einschließen. 

(Beifall von der FDP, der SPD und der CDU) 

Eine für uns wichtige Erkenntnis aus der Arbeit des 
Untersuchungsausschusses stellt die Notwendigkeit 
dar, das Untersuchungsausschussgesetz NRW da-
hin gehend zu ändern, dass im Rahmen der Einstu-
fung der Akten in Geheimhaltungsgrade und im Rah-
men des Umgangs mit diesen Akten im Ausschuss 
die Verschlusssachenordnung des Landtags nicht 
länger umgangen werden kann. Der Umgang insbe-
sondere mit den durch das Justizministerium über-
sandten Akten der Staatsanwaltschaft Wuppertal 
wurde durch die von der Mehrheit des Ausschusses 
gefassten Geheimhaltungsbeschlüsse sui generis 
unnötig erschwert und verkompliziert. 

Auch wenn der Untersuchungsausschuss keine 
neuen Sensationen an das Tageslicht gefördert oder 
durch spektakuläre Zeugenvernehmungen auf sich 
aufmerksam gemacht hat, war die Einsetzung des 
Untersuchungsausschusses keine – wie teilweise in 
der Öffentlichkeit behauptet – Verschwendung von 
Steuergeldern, sondern im Gegenteil ein gelungener 
Beitrag zur Verhinderung künftiger Steuergeldver-
schwendung. 

(Allgemeiner Beifall) 

Der Ausschuss hat zudem an mehreren zentralen 
Stellen zu denen des Landesrechnungshofs abwei-
chende Feststellungen getroffen. Da wir die richterli-
che Unabhängigkeit der Mitglieder des Landungs-
rechnungshofs uneingeschränkt respektieren, sehe 
ich dazu von einer Bewertung ab. 

Zu den Ergebnissen im Einzelnen: Im Rahmen des 
Neubaus des Landesarchivs im Duisburger Innenha-
fen wurde ein für die Unterbringung eines Archivs 
vollkommen ungeeignetes Industriedenkmal in Form 
eines alten Getreidehochspeichers ausgewählt. 
Schon aus Gründen der Statik, und damit aus der Er-
kenntnis heraus, dass man Archive nicht in die Höhe, 
sondern in die Breite baut, hätte dieser Standort nie-
mals ausgewählt werden dürfen.  

Der BLB kam allerdings zu einer anderen Einschät-
zung. Nach seinen Berechnungen sollte die Einbin-
dung des alten Speichergebäudes zunächst sogar 
günstiger als ein Neubau auf der grünen Wiese wer-
den. Nachdem sich Kulturstaatssekretär Grosse-
Brockhoff auf das Projekt im Duisburger Innenhafen 
festgelegt hatte, verhinderten insbesondere durch 
den BLB getroffene nachteilhafte Vertragskonstrukti-
onen, wie die Koppelung der Miete an die steigenden 
Baukosten, dass bei den zu erwartenden Kostenstei-
gerungen die Reißleine noch hätte gezogen werden 
können.  

Bei der Umsetzung des Erweiterungsbaus des Poli-
zeipräsidiums Köln-Kalk hat der Ausschuss festge-
stellt, dass die Wahl des Interessenbekundungsver-
fahrens durch das Innenministerium ein zum damali-
gen Zeitpunkt nicht unvertretbares Vorgehen gewe-
sen ist, da die entscheidende vergaberechtliche 
Streitfrage weder obergerichtlich noch höchstrichter-
lich geklärt war.  

Am Ende bleibt festzuhalten, dass mit dem direkten 
Anbau an das Bestandsgebäude die für alle Beteilig-
ten funktionalste Lösung umgesetzt wurde und so 
eine kostenintensive Querung über eine vierspurige 
Straße verhindert wurde.  

(Beifall von Yvonne Gebauer [FDP]) 

Bei dem Projekt Fachhochschule Köln ist die Art und 
Weise, wie der Geschäftsführer Tiggemann den An-
kauf der benötigten Grundstücke ohne eine konkrete 
Mietzusage eines Ministeriums unter Einschaltung 
eines Zwischenerwerbers vorantrieb, nicht nachvoll-
ziehbar und stellt vielmehr eine massive Verschwen-
dung von öffentlichen Mitteln dar.  

Zu einem ähnlichen Steuergeldgrab führte der An-
kauf des Schlosses Kellenberg. Ohne konkrete Nut-
zungszusage kaufte der BLB eine nach einem Brand 
praktisch nicht nutzbare Ruine – ein schier unglaub-
licher Vorgang.  

Bei dem Ankauf des Vodafone-Hochhauses han-
delte es sich demgegenüber um ein gutes Geschäft, 
welches unter Einbindung der damaligen Opposition 
getätigt wurde. Der Komplex wird aufgrund seiner ex-
ponierten Lage in seinem Wert bis heute gestiegen 
sein.  

Bezüglich des Projektes Landesbehördenhaus Bonn 
kann die Unverkäuflichkeit der überdimensionierten 
Immobilie niemandem zu Last gelegt werden.  
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Beim Neubau des Landeskriminalamts Düsseldorf 
hat einzig die fehlerhafte Weitergabe von Planungs-
änderungen zur Verzögerung und Kostensteigerung 
geführt. Trotz dieser Kostensteigerung wurde der 
Bau am Ende in einer Topqualität zu einem für Düs-
seldorfer Verhältnisse günstigen Quadratmeterpreis 
erstellt. 

Zusammenfassend kann der ehemalige Sprecher 
der Geschäftsführung des BLB, Herr Tiggemann, als 
Hauptverantwortlicher für die festgestellten Miss-
stände ausgemacht werden. Begünstigend wirkten 
sich die Konstruktion des BLB und hier insbesondere 
die Alleinentscheidungsbefugnis des Sprechers der 
Geschäftsführung aus. Aus Sicht der FDP liegt in der 
bereits angesprochenen Alleinentscheidungsbefug-
nis das Grundübel, welches die festgestellten Miss-
stände erst ermöglicht hat. Herr Tiggemann konnte 
schalten und walten, wie er wollte, ohne sich BLB-
intern rechtfertigen zu müssen. Die letzte Entschei-
dung lag bei ihm, und selbst seinen Geschäftsführer-
kollegen konnte er bei Widerspruch einfach über-
stimmen. Die Geschäftsführung eines so großen 
Landesbetriebs sollte vielmehr als Kollegialorgan mit 
gegenseitiger Kontrollfunktion ausgestaltet sein. Im 
Rahmen der anstehenden Neubesetzung eines Ge-
schäftsführerpostens muss dies zeitnah umgesetzt 
werden.  

Neben der Alleinentscheidungsbefugnis stellte sich 
das der BLB-Konstruktion zugrunde liegende Ver-
mieter-Mieter-Modell als problematisch dar. Durch 
die den Ressorts zukommende Doppelrolle als Mie-
ter und gleichzeitig Mitglied des Verwaltungsrats 
fehlte es dem BLB an einer für die Vermieterposition 
elementaren Distanz zu den Ministerien.  

So war Herr Tiggemann stets bemüht, den Mietern 
zu gefallen, und erfüllte auch wirtschaftlich unren-
table Wünsche, wobei allerdings die Kabinettvorlage 
zur Gründung des BLB dies ausdrücklich ermög-
lichte. Dem Prinzip des wirtschaftlichen Handelns 
wurde insofern nämlich nicht Rechnung getragen. 
Bereits in der Kabinettvorlage vom 05.12.2000 zur 
Gründung des BLB wurde ausdrücklich festgelegt, 
dass keinesfalls eine kostendeckende Umwälzung 
der tatsächlichen Personal- und Sachkosten des 
BLB in der Miete vereinbart werden sollte. So waren 
bereits bei Gründung des BLB etwaige Kostensteige-
rungen und unwirtschaftliches Agieren bei Baupro-
jekten von ganz oben gedeckt.  

Daneben war der Verwaltungsrat des BLB als ver-
meintliches Kontrollgremium unbrauchbar. Die 
schiere Größe dieses Gremiums, das Fehlen von im-
mobilienwirtschaftlichem Sachverstand und die nur 
begrenzte Kontrollbefugnis gegenüber dem BLB ver-
deutlichen die Fehlkonstruktion dieses Organs. Dazu 
kam, dass die von Herrn Tiggemann verfassten Vor-
lagen an den Verwaltungsrat regelmäßig Probleme 

und Risiken aussparten und problematische Sach-
verhalte beschönigten. Eine effektive Kontrolle 
wurde so bewusst untergraben.  

Damit, meine Damen und Herren, läuft es immer wie-
der auf eine Person hinaus, den ehemaligen Spre-
cher der Geschäftsführung des BLB, Herrn Tigge-
mann. Das Urteil des Landgerichts Düsseldorf vom 
Montag, wenn auch noch nicht rechtskräftig, passt da 
ins Bild. 

Abschließend möchte ich mich nochmals bei allen 
Beteiligten für die konstruktive Zusammenarbeit im 
Ausschuss bedanken. – Vielen Dank. 

(Allgemeiner Beifall) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wedel. – Für die Piratenfraktion spricht Herr 
Kollege Olejak. 

Marc Olejak (PIRATEN): Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Werte Kolleginnen und werte Kollegen! Jetzt 
geht es mir nach diesen fünf Jahren ein bisschen so, 
wie die ganze Zeit im Untersuchungsausschuss. 

(Hartmut Ganzke [SPD]: Sie haben keine Fra-
gen!) 

Ich stehe hier vorne und kann so ein bisschen sagen: 
Ich habe eigentlich jetzt keine Fragen mehr an Sie.  

(Heiterkeit und Beifall von Nadja Lüders 
[SPD]) 

Aber aus Sicht der Piratenfraktion möchte ich Ihnen 
trotzdem ganz gerne doch noch ein paar Punkte dar-
legen. 

Einleitend natürlich auch der Dank an alle Beteiligten 
im Rahmen der Einsetzung und Abarbeitung dieses 
Untersuchungsausschusses, die hier gemeinsam in 
diesem Hause mitgewirkt haben, auch mein Dank 
tatsächlich an die Zeuginnen und Zeugen, die bereit-
willig ihre Rechte wahrgenommen haben und eben-
falls mit zu diesem Abschlussbericht – direkt oder 
auch indirekt – beigetragen haben.  

Mir persönlich ist es auch wichtig, auch wenn man 
eventuell inhaltlich nicht immer der gleichen Meinung 
ist, dass ich mich beim Ministerium bedanke, bei den 
Angestellten der Ministerien, die ebenfalls bei den öf-
fentlichen Sitzung stets dabei waren und bestimmte 
Dinge direkt – so würde ich mal sagen – mitgepinnt 
haben, obendrein auch explizit beim Landesrech-
nungshof, auch wenn man da vielleicht inhaltlich, wie 
schon erwähnt, eine andere Meinung hatte; denn die 
Berichte waren nichtsdestotrotz von Anfang an ein 
wesentlicher Bestandteil bei der Einsetzung und bei 
der regulären Aufarbeitung der einzelnen Punkte, die 
gerade schon zur Genüge dargelegt worden sind.  
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Für mich persönlich auch noch einmal einen Dank an 
alle Referentinnen und Referenten, aber auch an die 
Assistenzstellen der einzelnen Fraktionen. Die ha-
ben wir, glaube ich, tatsächlich vergessen, denn wir 
haben da noch einmal einzelne Assistenzen. Auch 
bei denen möchte ich mich für die interne Zuarbei-
tung bedanken. 

(Allgemeiner Beifall) 

Meine Damen und Herren, die Aufgabe eines Parla-
mentarischen Untersuchungsausschusses ist es, 
Versäumnisse aus einem vergangenen Zeitraum 
und deren politische Verantwortlichkeiten zu benen-
nen. Das hatten wir auch schon heute Morgen, das 
wird sich vielleicht sogar über die Legislatur hinaus 
bei einer möglichen Wiedereinsetzung wiederholen. 
Das kommt mir gerade ein bisschen bekannt vor. 
Seine Aufgabe ist es nicht, explizit Handlungsemp-
fehlungen an die Politik zu geben. Dafür haben wir 
die wissenschaftlichen Enquetekommissionen. 

Als Vertreter der Piraten wünsche ich mir aber, dass 
die Inhalte dieses einstimmigen Abschlussberichtes 
des Ausschusses auch weiterhin zur Weiterentwick-
lung innerhalb des Bau- und Liegenschaftsbetriebes 
des Landes Nordrhein-Westfalen genutzt und zum 
Besseren führen werden. 

Der Finanzminister hat ja – auch das wurde bereits 
gesagt – schon zu Anfang und auch während der lau-
fenden Legislaturperiode immer wieder Änderungen 
innerhalb des BLB auf den Weg gebracht. Nichtsdes-
totrotz ist die dringende Empfehlung, auf die eigenen 
Landesbetriebe auch vonseiten des Parlamentes 
nicht nur in der nächsten Legislaturperiode, sondern 
in der gesamten Zukunft immer beständig ein Auge 
zu haben – vor allen Dingen dann, wenn es darum 
geht, eventuell neue Konstrukte zu schaffen. 

Denn jetzt gehe ich zu den Ursprüngen zurück. Wa-
rum haben wir uns das Ganze überhaupt viereinhalb, 
fast fünf Jahre lang angetan? Wie konnte es über-
haupt so weit kommen? 

Diese größte Geldverbrennungsmaschine des Lan-
des wurde eigentlich aus einem guten Ansinnen her-
aus eingesetzt. Bei der Errichtung des BLB als teil-
rechtsfähigem Sondervermögen wurden damals 
aber prinzipielle, erhebliche strukturelle Fehler ge-
macht. Der BLB wurde im wahrsten Sinne des Wor-
tes aus dem Boden gestampft, obwohl es eine sehr 
lange Vorlaufzeit mit sehr vielen Anhörungen, sehr 
vielen Sachverständigen, sehr vielen Stellungnah-
men und allem Möglichen gab. 

Dann wurden zwar prinzipiell Kontrollmechanismen 
geschaffen. Der Verwaltungsrat wurde damals aber 
von vornherein lediglich mit politischem, nicht aber 
mit wirtschaftlichem oder immobilienfachlichem 
Sachverstand ausgestattet. 

Ob und welchem Umfang die Beschlussvorlagen – 
auch das wurde gerade schon erwähnt –, die dem 

Verwaltungsrat zugeleitet worden sind, sachlich und 
inhaltlich 100%ig der möglichen Planungswahrheit 
entsprachen, ist nie wirklich aufgeklärt worden. 

Die gewählte Rechtsform des teilrechtsfähigen Son-
dervermögens hat auch dazu geführt, dass die Kon-
troll- und Eingriffsmöglichkeiten auf den BLB selber 
begrenzt waren und eventuell partiell auch immer 
noch begrenzt sind. Da sehen wir nach wie vor Ver-
besserungsbedarf. 

Auch schon mehrfach angedeutet wurde folgender 
Punkt: Das Mieter-Vermieter-Modell ist in der Theo-
rie zwar gut und schön. In der Praxis führt es aber 
dazu, dass seitens der Mieter ein massiver politi-
scher Druck auf den BLB ausgeübt wird. Die klassi-
sche Vermieterposition kann auf diese Weise gar 
nicht stringent durchgehalten werden. 

Unter anderem das führt zu den Folgen, die wir fest-
zustellen haben. Nehmen wir noch einmal das Lieb-
lingsbeispiel für Anspruch, Wunsch und Wirklichkeit, 
nämlich das Landesarchiv: die Höhe, die Breite – fast 
ein wenig wie beim Autokauf –, die Bullaugen, die 
verhangen worden sind. Ich fand es sehr interessant, 
dass in den Zeugenvernehmungen mehr oder weni-
ger durchklang: Wie wir das Ganze innen mit dem 
nötigen Material ausstatten, um überhaupt Archivgut 
lagern zu können, ist erst einmal nicht so wichtig; wir 
kümmern uns erst einmal um das Äußere. – Da sehe 
ich dann Probleme. 

Wir haben es – und das freut mich persönlich – in der 
gemeinsamen konsensualen Arbeit letztlich tatsäch-
lich geschafft, Ross und Reiter zu benennen – auch 
im Bericht. Diese hier vorliegenden 800 Seiten gehen 
wirklich auf Namen ein, auf einzelne Rollen, auf ein-
zelne Personen. Ich selber würde mir jetzt gar nicht 
anmaßen, hier noch einmal genau darauf hinzuwei-
sen, wie es Kolleginnen und Kollegen gerade schon 
getan haben. Das schenke ich mir, weil der Bericht 
so umfassend ist. 

Wir haben das Fazit in dem Bericht auch ein biss-
chen versteckt, damit man sich einmal die Mühe ma-
chen muss, wenn man wirklich Interesse daran hat. 
Und es lohnt sich, da hineinzugucken. Das Fazit 
steht nämlich nicht ganz am Ende und auch nicht 
ganz am Anfang, sondern ist in der Mitte versteckt. 

(Dr. Joachim Paul [PIRATEN]: Es gibt ja Such-
maschinen!) 

Schließlich sollen alle auch in der Zukunft etwas da-
von haben – bevor wir uns in der Zukunft in diesem 
Hause mit weiteren Leuchtturmprojekten beschäfti-
gen müssen. Wir alle hoffen, dass wir die Sinne in 
der Politik ein wenig geschärft haben. Und auch die 
Politik macht Fehler. 

Abschließend möchte ich mich noch einmal ganz 
herzlich bedanken – zum einen beim ehemaligen 
Vorsitzenden Sven Wolf. Zum anderen möchte ich 
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mich bei der ihm folgenden Vorsitzenden Nadja Lü-
ders zunächst dafür entschuldigen, dass ich sie ein-
gangs falsch eingeschätzt hatte. Mit dieser Entschul-
digung und meinen persönlichen Worten möchte ich 
mich ganz herzlich für diese gemeinsame Zusam-
menarbeit über die Jahre bedanken. 

Ich wünsche Ihnen allen noch einen schönen Abend 
und möchte jedem diese 800 Seiten – neben Ste-
phen-King-Romanen oder allem anderen – gerne 
einmal als Bettlektüre empfehlen. – Vielen Dank. 

(Allgemeiner Beifall) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Olejak. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wir sind damit am Ende der Aussprache zu Tages-
ordnungspunkt 9. 

Ich kann feststellen, dass der Landtag den Schluss-
bericht des Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses I (BLB) Drucksache 16/14150 zur Kennt-
nis genommen hat. 

Da allen schon gedankt wurde, schließe ich mich 
gerne im Namen des gesamten Parlamentes dem 
Dank an, und zwar bei allen, die mittelbar oder un-
mittelbar beteiligt waren – an den vielen, vielen Sit-
zungen, an den vorbereitenden Sitzungen und an 
dem, was sich dann im Schlussbericht des Parla-
mentarischen Untersuchungsausschusses wieder-
findet. 

Weil der Bericht zur Bettlektüre empfohlen wurde, will 
ich ihn einmal zeigen. 

(Die Präsidentin hält die Drucksache 16/14150 
hoch.) 

Sie müssen also schon starke Arme haben, wenn Sie 
ihn abends im Bett lesen wollen. Mit diesen etwas 
launigen Bemerkungen will ich den Tagesordnungs-
punkt 9 dann auch schließen. 

Ich rufe auf: 

10 Unbesetzte Lehrerstellen können nicht unter-
richten, unbesetzte Polizistenstellen nicht für 
mehr innere Sicherheit sorgen! Die Landesre-
gierung muss unverzüglich ein Konzept zur 
schnellstmöglichen Besetzung der offenen 
Stellen im Landesdienst vorlegen! 

Eilantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/14225 

Ich eröffne die Aussprache. Als erste Rednerin hat 
vonseiten der antragstellenden Fraktion der CDU 
Frau Kollegin Vogt das Wort. 

Petra Vogt (CDU): Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich möchte meine Rede heute – 
mit Erlaubnis der Präsidentin – mit einem Zitat begin-
nen. Ich zitiere: 

„Dazu passt der Bildungsfinanzbericht, Frau 
Schulministerin, der auch diese Woche kam. Sie 
haben sofort verkündet: NRW ist spitze. – Die 
Zahlen für das Jahr 2009 sehen auf den ersten 
Blick auch ganz gut aus. 

Das Problem ist nur: Das sind die Sollzahlen. Das 
sind sozusagen Wunschzahlen und Haushaltsan-
sätze. 

Wir haben im Schuletat gelernt: Sollzahlen sind 
oft Fantasiezahlen. Deshalb schauen wir besser 
auf die Zahlen aus dem Jahr 2006. Das sind näm-
lich Ist-Zahlen. Das sind Daten und Fakten.“ 

Von wem, glauben Sie, stammt dieses Zitat?  

(Ralf Witzel [FDP]: Hannelore Kraft!) 

Es stammt von Ministerpräsidentin Kraft. Sie hat das 
hier im Plenum gesagt, an dem Redepult in diesem 
Saal. Nachzulesen ist das – für diejenigen, die es 
gerne machen möchten – im Plenarprotokoll vom 17. 
Dezember 2009. 

Wir nehmen die Ministerpräsidentin beim Wort. Wir 
messen sie heute an ihren eigenen Maßstäben. Die 
folgenden Zahlen sind Ist-Zahlen, also Fakten, wie 
die Ministerpräsidentin damals schon festgestellt hat. 
Es sind auch nicht irgendwelche Ist-Zahlen, sondern 
es sind Ihre Ist-Zahlen. Sie stammen aus der Antwort 
der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 5487 
meines Kollegen Robert Stein. 

Ende 2016 waren demnach in der gesamten Landes-
verwaltung über 7.800 Stellen unbesetzt. Davon wa-
ren Ende 2016 im gesamten Schulbereich über 
4.300 Stellen unbesetzt. Fast 1.000 Beamtenplan-
stellen waren bei der Polizei Ende 2016 unbesetzt. 
Der gesamte Geschäftsbereich der Justiz und die 
Angestellten bei der Polizei sind in diesen Zahlen 
noch nicht einmal enthalten. Der Grund dafür ist ganz 
simpel: Die Landesregierung war nicht in der Lage, 
die Stellenbesetzungen zu beziffern. 

Wir vergleichen also nur Ihren Plan für 2016 mit Ih-
rem Ergebnis 2016, und ich stelle fest: Ihr Plan be-
steht nur aus Fantasiezahlen. Bei uns sagt man aber 
so schön: Entscheidend ist nun mal auf dem Platz.  

(Beifall von der CDU) 

Wie häufig hat sich die Ministerpräsidentin mit den 
neuen Stellen für Schulen und Polizei gerühmt? Wie 
häufig hat sie die Schaffung von Sollstellen als gro-
ßen Erfolg dieser Landesregierung verkauft? Ich er-
innere an das Zitat von Frau Ministerpräsidentin 
Kraft: Sollzahlen sind oft Fantasiezahlen. Ist-Zahlen 
sind Daten und Fakten. – Ihr eigener Maßstab wird 
Ihnen jetzt zum Verhängnis. Sie haben nämlich 
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